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Bebauungsplan Röhlingen - „Beinig III“  
Textliche Festsetzungen 

 
Gesetzliche Grundlagen 
 
Baugesetzbuch (BauGB) in der Fassung der Bekanntmachung vom 23.09.2004 (BGBI. I S. 2414) zuletzt 
geändert durch Gesetz zur Gesetz über Maßnahmen im Bauplanungsrecht zur Erleichterung der 
Unterbringung von Flüchtlingen vom Art. 1 vom 20. November 2014 (BGBl. I S. 1748) 
in kraftgetreten 26. November 2014  
 
Baunutzungsverordnung (BauNVO) in der Fassung der Bekanntmachung vom 23.01.1990 (BGBl. I S. 132), 
zuletzt geändert durch Gesetz zur Stärkung der Innenentwicklung in den Städten und Gemeinden und 
weiteren Fortentwicklung des Städtebaurechts vom 11. Juni 2013 (BGBI. IS. 1548)  
in kraftgetreten 20. September 2013. 
 
Planzeichenverordnung 1990 - PlanzVO 90 - vom 18.12.1990 (BGBl.1991 I, Seite 58) zuletzt geändert 
durch Gesetz vom 22.07.2011(BGBI.I. S. 1509, 1510 f.) in kraftgetreten 30.07.2011. 
 
In Ergänzung der Planeinschriebe und Planzeichen wird folgendes festgesetzt: 
 

A. Planungsrechtliche Festsetzungen 

1 Art der baulichen Nutzungen 
(9 (1) 1 BauGB) 

1.1 Art der baulichen Nutzung 

Allgemeines Wohngebiet § 4 BauNVO 

1.1.1 Ausschluss bestimmter Arten von allgemein zulässigen Nutzungen 
(§ 1 Abs. 5 u. 9 BauNVO) 

Anlagen für sportliche Zwecke 

1.1.2 Ausnahmen 
(§ 1 Abs. 6 BauNVO) 

Ausnahmen i. S. v. § 4 Abs. 3, Nr. 1 bis 5 sind gemäß § 1 Abs. 6 Nr. 1 BauNVO nicht zulässig 

2 Grünflächen 
(9 (1) 15 BauGB) 

2.1 Öffentliche Grünfläche 

Zweckbestimmung Ökologische Ausgleichsfläche- 

2.1.1 Nicht zulässig sind: 

Bauliche Anlagen und Einfriedungen  

2.1.2 Ausnahmen 

unterirdische Leitungen und Anlagen zur Regenwasserbehandlung sowie Geländemodellierungen zur 
Ableitung des Oberflächenwasserabflusses aus dem Außenbereich und Schutzzäune für die 
Entwässerungsanlagen. Auch die Anlage einer Umspannstation ist zulässig 

2.2 Private Grünflächen 

Bauliche Anlagen und Befestigungen sind nicht zulässig, ausgenommen Einfriedungen und eine 
Geschirrhütte, soweit der umbaute Raum 20 m³ BRI nicht überschreitet. 
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2.3 Verkehrsgrünfläche 
(127 (2) 3 BauGB) 

In der Verkehrsgrünflächen VZ zwischen der Rötlener Straße und WA 1 sowie WA 2 ist das Anlegen je einer 
Zufahrt/angrenzendem Baugrundstück mit einer Breite von max. 7 m zulässig 

3 Maß der baulichen Nutzung 
(§ 9 (1) 1 BauGB i.V.m. §§ 16 bis 21a BauNVO)  

3.1 Grundflächenzahl (GRZ), 

Im Plangebiet wird die zulässige Grundflächenzahl durch Planbeschrieb festgesetzt 

3.2 Geschossflächenzahl (GFZ) 

Im Plangebiet wird die zulässige Geschossflächenzahl durch Planbeschrieb festgesetzt 

3.3 Zahl der Vollgeschosse 

Im Plangebiet wird die zulässige der Vollgeschosse durch Planbeschrieb festgesetzt 

4 Bauweise 
(§ 9 (1) 2 BauGB i.V.m. § 22 BauNVO) 

Die Bauweise ist als offene Bauweise (o) festgesetzt. 

5 Höhenlage 
(9 (2) BauGB) 

5.1 Höhe der baulichen Anlagen 
(§ 18  BauNVO) 

Unterer Bezugspunkt: Soweit im Plan keine Erdgeschoss-Fertigfußbodenhöhe festgelegt ist, gilt als 
Bezugshöhe die Höhe des bestehenden Geländes in der Mitte des Baugrundstückes oberer Bezugspunkt: 
höchster Punkt des oberen Dachabschlusses. 

5.1.1 Die maximale Höhe baulicher Anlagen (FH) darf nicht überschritten werden: 

im WA 1 für SD/ZD/WD 8,5 m und für PD 7,5 m 

im WA 2 für SD/ZD/WD 10,5 m und für PD 9,5 m 

im WA 3 für SD/ZD/WD 8,5 m und für PD 7,5 m 

im WA 4 für SD/ZD/WD 8,5 m  

5.1.2 Auf den südwestlichen Bauflächen wird die Erdgeschossfußbodenhöhe (EFH) verbindlich festgesetzt. Die im 
Plan festgelegte Erdgeschoss-Fertigfußbodenhöhe (EFH) ist mit den Hauptgebäuden einzuhalten. Von der 
festgelegten Höhe sind Abweichungen von +/- 25 cm zulässig. 

5.1.3 Auf den restlichen Bauflächen mit Bezugshöhe darf die Erdgeschoß-Fertigfußbodenhöhe der einzelnen 
Hauptgebäude die Bezugshöhe nicht mehr als 0,5 m im WA 4 und 1,0 m im WA1, WA 2 und WA 3 über- 
bzw. unterschreiten. 

5.1.4 Für Gebäude mit halbgeschossig versetzten Grundrissen sind Ausnahmen in Absprache mit der 
Genehmigungsbehörde möglich. 

6 Stellung Baulicher Anlagen 
(§ 9 (1), 2 BauGB) 

Die im Lageplan durch Pfeillinien festgelegte Richtung der Längsseite der Hauptgebäude bei Satteldächern, 
Walmdächern und Zeltdächern sowie bei Pultdächern die Verlaufsrichtung des oberen Dachabschlusses der 
Hauptgebäude ist einzuhalten. Abweichungen von ± 10° sind zulässig. 

Für untergeordnete Gebäudeteile und Nebenanlagen ist eine abweichende Firstrichtung zulässig 
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7 Überbaubare und nicht überbaubare Grundstücksflächen 
(§ 9 (1), 2 BauGB i. V. mit § 23 BauNVO) 

Die im Lageplan eingetragenen Baugrenzen gelten im WA2 nur oberirdisch (§ 9 Abs. 3 BauGB). 
Gebäudeteile, welche die Baugrenzen überschreiten, müssen vollständig mit mind. 50 cm überdeckt sein. 
Die Oberkante der Überdeckung darf nicht über der EFH liegen. 

Dies gilt nicht für zulässige Nebenanlagen. 

Mit baulichen Anlagen unter Geländeniveau ist ein Mindestabstand von 2,5 m von Grundstücksgrenzen 
einzuhalten  

8 Zahl der Wohneinheiten 
(9 (1) 6 BauGB) 

Im WA1, WA3 und WA4 ist die Zahl der Wohnungen je Einzelhaus, Reihenhaus und Doppelhaushälfte auf 
maximal 2 Wohneinheiten beschränkt.  

Im WA2 ist die Zahl der Wohnungen je Einzelhaus auf maximal 9 Wohneinheiten und je Reihenhaus und 
Doppelhaushälfte auf maximal 2 Wohneinheiten beschränkt.  

9 Nebenanlagen 
(§ 9 (1) 4 BauGB)  

Im Bereich der Straßeneinmündungen und Grundstückszufahrten sind die erforderlichen Sichtfelder von 
Nebenanlagen freizuhalten 

9.1 Stellplätze und Garagen 
(§ 12 (6) BauNVO) 

Die Anlage von Garagen und Carports für KFZ und Fahrräder sowie Stellplätze und Einhausungen von 
Tiefgaragenzufahrten ist nur in den überbaubaren Grundstücksflächen zulässig. 

Die Anlage von Zufahrtswegen ist in den überbaubaren und nicht überbaubaren Grundstücksflächen 
zulässig.  

Vor einer Garage oder einem Carport ist bis zur Straßenbegrenzungslinie ein Stauraum von mind. 5 m 
freizuhalten 

9.2 Sonstige Nebenanlagen 
(14 (1) BauNVO) 

Nebenanlagen im Sinne des § 14 BauNVO sind, soweit es sich um Gebäude i.S.d. § 2 Abs. 2 LBO Baden-
Württemberg handelt, auf Grundstücksflächen 

- zwischen der Baugrenze und der öffentlichen Verkehrsfläche nicht zulässig, 

- in den übrigen, nicht überbaubaren Flächen der Baugrundstücke nur zulässig, soweit der umbaute 
Raum 20 m³ BRI nicht überschreitet. 

Sonstige Nebenanlagen sind in den nicht überbaubaren Grundstücksflächen nicht zulässig, ausgenommen 
Einfriedungen, Stützmauern und Einrichtungen für die Straßenbeleuchtung oder der öffentlichen Ver- und 
Entsorgung dienende Nebenanlagen 

10 Maßnahmen zum Schutz, zur Pflege und zur Entwicklung von Natur und Landschaft 
(§ 9 (1) 20 und 25 a BauGB) 

10.1 PKW-Stellplätze sind mit wasserdurchlässigen Belägen auszuführen. 

10.2 Regenwasserversickerung/Regenwassernutzung: Das Niederschlagswasser der Dachflächen ist auf den 
Baugrundstücken zu puffern und verzögert in den bestehenden bzw. geplanten Mischwasserkanal 
einzuleiten. 

Detailangaben zur Dimensionierung sind unter C 6 festgelegt. 
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10.3 Bodenschutz: Der belebte Oberboden ist durch fachgerechtes Abheben, Zwischenlagern und Wiederver-
wenden zu sichern. 

10.4 Schutzeinrichtungen 

Zum Schutz von hochwertigen Gehölzen in der Bauphase sind entsprechende Schutzeinrichtungen 
vorzusehen. 

10.5 Flächen für Maßnahmen 

Für Ansaaten im Bereich der Verkehrsgrünflächen ist Saatgut regionaler Herkunft zu verwenden 
(artenreiche Glatthaferwiese). Die Verkehrsgrünflächen sind extensiv zu pflegen, d.h. zweimalige Mahd mit 
Abräumen des Mähgutes und Verzicht auf Herbizide, Biozide oder mineralische Dünger. 

10.5.1 Maßnahmenfläche M1 

Die gekennzeichneten Flächen sind mit gebietsheimischen Bäumen und Sträuchern zu bepflanzen: 
Entwicklung eines flächigen Gehölzbestandes mit randlicher Strauchschicht und Krautsaum, Pflanzabstand 
der Gehölze ca. 1,5 bis 2 m. Die Randbereiche (2-4 m breit) sind mit gebietsheimischem Saatgut anzusäen 
(Saumvegetation frischer Standorte) und alle 3 Jahre im Spätherbst zu mähen. 

Geeignete Gehölzarten sind in den Hinweisen unter C 4 aufgelistet. Abgängige Gehölze sind innerhalb 
eines Jahres gleichartig zu ersetzen. 

Innerhalb der Fläche m1 sind Mulden für die Regenwasserableitung zulässig. Diese dürfen nach Erfordernis 
jährlich im Herbst gemäht werden. 

10.5.2 Maßnahmenfläche M2 

Die gekennzeichneten Flächen sind mit gebietsheimischen Bäumen und Sträuchern zu bepflanzen, 
vorhandene Gehölze sind zu erhalten: Entwicklung eines flächigen Gehölzbestandes mit randlicher 
Strauchschicht und Krautsaum, Pflanzabstand der Gehölze ca. 1,5 bis 2 m. Die Randbereiche (2-4 m breit) 
sind mit gebietsheimischem Saatgut anzusäen (Saumvegetation frischer Standorte) und alle 3 Jahre im 
Spätherbst zu mähen. 

Geeignete Gehölzarten sind in den Hinweisen unter C 4 aufgelistet. Abgängige Gehölze sind innerhalb 
eines Jahres gleichartig zu ersetzen. 

Innerhalb der Fläche m2 sind Mulden für die Regenwasserableitung und das Anlegen eines 
Regenrückhaltebeckens zulässig. Diese dürfen nach Erfordernis jährlich im Herbst gemäht werden. 

Ein Teil der Maßnahme (200 m² Gehölzpflanzung) ist im Hinblick auf den Artenschutz als vorgezogene 
Maßnahme umzusetzen. 

In den vorhandenen Gehölzen sind 3 Nistkästen als vorgezogene Maßnahme für den Artenschutz 
anzubringen. 

11 Flächen zum Anpflanzen von Bäumen, Sträuchern und sonstigen Bepflanzungen 
(§ 9 (1) 25 a und b BauGB) 

Für die im Bebauungsplan festgesetzten Pflanzgebote sind gebietsheimische Obstbaum- bzw. Laubbaum-
Hochstämme zu verwenden. Diese sind zu pflanzen, zu pflegen und dauerhaft zu unterhalten. Abgängige 
Bäume sind innerhalb eines Jahres gleichwertig zu ersetzen. 

Zu vorhandenen und neu zu verlegenden Wasserleitungen und Kabeltrassen ist ein Schutzabstand von 
mind. 2,0 m einzuhalten. 

Im Bereich der Grundstückszufahrten und im Einmündungsbereich von Straßen sind die erforderlichen 
Sichtfelder von Gehölzpflanzungen freizuhalten. 

Hierzu wird auf die DIN 18 920 ( Vegetationstechnik im Landschaftsbau; Schutz von Bäumen, 
Pflanzbeständen und Vegetationsflächen bei Baumaßnahmen) verwiesen. 

11.1 Pflanzgebot auf den Baugrundstücken 

Je angefangene 300 qm WA-Fläche ist pro Baugrundstück ein gebietsheimischer Obst- und/oder 
Laubbaum-Hochstamm zu pflanzen, zu pflegen und zu unterhalten. Davon ist je angefangene 18 m 
Grundstückslänge entlang der direkt angrenzenden öffentlichen Verkehrsfläche 1 Baum zwischen 
Baugrenze und Straßenbegrenzungslinie zu pflanzen (gilt nicht für Verkehrsfläche bes. Zweckbestimmung). 



5 

Textteil zum Bebauungsplan „Beinig III“   der Fassung vom 19.03.2015 

Geeignete Gehölzarten sind in den Hinweisen unter B 6 aufgelistet.  

Die Lage der Bäume ist im Lageplan dargestellt. Verschiebungen aufgrund von Erschließungsanlagen, 
Grundstücksgrenzen und / oder Gebäuden sind möglich.  

Bei der Begrünung der Baugrundstücke sind entlang der Verkehrsflächen und der privaten 
Grundstücksgrenzen nur heimische standortgerechte Laubgehölze zulässig (d.h. beispielsweise keine 
Thujahecken). 

11.2 Pflanzgebot entlang der Erschließungsstraße 

An den im Plan dargestellten Stellen sind gebietsheimische Einzelbäume als Hochstämme mit einem 
Stammumfang von mind. 16 cm  zu pflanzen und dauerhaft zu unterhalten. Eine geringfügige Abweichung 
vom eingetragenen Standort ist möglich, soweit die der Ausweisung zugrunde liegende Gestaltungsidee 
erhalten bleibt. 

Geeignete Gehölzarten sind in den Hinweisen unter B6 aufgelistet. 

12 Flächen für unterirdische Stützbauwerke zur Herstellung des Straßenkörpers:  
(§ 9 (1) 26 BauGB) 

Zur Herstellung des Straßenkörpers sind in den, an öffentlichen Verkehrsflächen angrenzenden 
Grundstücken, unterirdische Stützbauwerke entlang der Grundstücksgrenze in einer Breite von ca. 0,2 m 
und einer Tiefe von 0,5 m zu dulden. 

13 Mit Geh-/ Fahr und Leitungsrechten zu belastende Flächen  
(§ 9 (1) 21 BauGB) 

Die mit Leitungsrecht (LR) gekennzeichnete Fläche umfasst einen 3,0 m breiten Streifen zur Führung von 
Entsorgungsleitungen. 

Diese Fläche wird zugunsten des angrenzenden Grundstückseigentümers belastet. Innerhalb des 
Schutzstreifens dürfen Baulichkeiten nicht erstellt, leitungsgefährdende Verrichtungen nicht vorgenommen, 
Anpflanzungen und Anlagen nicht gehalten werden, durch welche der Bestand oder der Betrieb der 
Versorgungsleitung beeinträchtigt oder gefährdet wird. 
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B. Hinweise 

1. Denkmalschutz / Hinweis auf Bodenfunde: 

Beim Vollzug der Planung können bisher unbekannte Funde entdeckt werden. Diese sind unverzüglich der 
Unteren Denkmalschutzbehörde und der Gemeinde anzuzeigen. Der Fund und die Fundstelle sind bis zum 
Ablauf des vierten Werktages nach der Anzeige in unverändertem Zustand zu erhalten (§ 20 
Denkmalschutzgesetz), sofern nicht die Denkmalschutzbehörde mit einer Verkürzung der Frist 
einverstanden ist. Auf die Ahndung von Ordnungswidrigkeiten wird nach § 27 DSchG verwiesen. 

Nach Aussage des Regierungspräsidium Stuttgart –Referat Denkmalpflege- liegt im Bereich des 
Bebauungsplangebietes „Beinig III“ der Prüffall/Denkmalliste „Siedlung vor- und frühgeschichtlicher 
Zeitstellung“. Auf zahlreichen Luftbildern, die hier zwischen 1991 und 2012 aufgenommen wurden, zeigen 
sich im Bereich einer größeren Fläche Siedlungsspuren in Form von dicht gestreuten Grubenbefunden, 
darunter vermutlich zahlreiche Grubenhäuser. Die Verdachtsfälle umfasst letztlich das gesamte derzeit 
überplante Gebiet östlich der Straße nach Rötlen. Im Zuge von Bodeneingriffen ist hier mit – 
voraussichtlich umfangreichen – archäologischen Funden und Befunden zu rechnen 

2. Baugrund 

Das Plangebiet befindet sich nach der geologischen Karte im Bereich des Unterjura, der teilweise durch 
Goldshöfer Sande überlagert wird.  

Hinweis vom RP Freiburg: 

Mit einem oberflächennahen saisonalen Schwinden (bei Austrocknung) und Quellen (bei 
Wiederbefeuchtung) des tonigen/tonig-schluffigen Verwitterungsbodens ist zu rechnen. 

Den Bauwilligen wird empfohlen, objektbezogene Baugrunduntersuchungen gemäß DIN EN 1997-2 bzw. 
DIN 4020 durchführen zu lassen.   

Eine erste Baugrunduntersuchung mit Gründungsberatung des Büros BFI Zeiser GmbH & Co. KG vom 
19.02.2014 liegt für den Bereich des geplanten Regenrückhaltebeckens vor. 

Sollten Verunreinigungen des Bodens mit umweltgefährdenden Stoffen bei der weiteren Planung bekannt 
oder bei der späteren Ausführung aufgefunden werden, ist das Landratsamt Ostalbkreis, Geschäftsbereich 
Umwelt und Gewerbeaufsicht umgehend zu informieren. 

3. Altlasten 

Hinweis des Landratsamtes Ostalbkreis (Umweltamt) 

Innerhalb des Plangebietes sind keine Altlasten, keine ehem. Auffüllplätze und keine Verunreinigungen 
bekannt. Sollten im Rahmen der Erschließungsmaßnahmen und Bautätigkeiten solche bekannt werden, ist 
das Landratsamt, Amt für Umweltschutz, umgehend zu informieren. Der belastete Boden ist auf eine von 
ihm genannte Stelle zu entsorgen. 

4. Regenwassernutzung 

Bei der Nutzung von Regenwasser (Dachablaufwasser), müssen das DVGW Arbeitsblatt W 551, der § 13 
Abs. 4 und der § 17 Trinkwasserversorgung beachtet werden 

5. Kriminalprävention 

Die kriminalpolizeiliche Beratungsstelle bietet eine individuelle und kostenlose Bauplanberatung für 
Architekten und Bauwillige anE-Mail: praevention.aalen@polizei.bwl.de. 

6. Freiflächengestaltung 

Im Zuge der Erschließungsmaßnahmen werden als Ausgleich für den Eingriff in Natur und Landschaft die 
festgesetzten grünordnerischen Maßnahmen entsprechend der Plandarstellung durchgeführt. 

Bei den jeweiligen Bauvorhaben sind im Antrag zur Baugenehmigung die geplante Geländegestaltung und 
Pflanzgebote darzustellen. 

Für die Umsetzung der Pflanzgebote und sonstiger Bepflanzungen werden folgende Arten (als Beispiel) 
empfohlen: 

Straucharten: 

Acer campestre Feld-Ahorn 
Cornus sanguinea Blut-Hartriegel 
Corylus avellana Hasel 
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Crataegus laevigata Zweigriffliger Weißdorn 
Crataegus monogyna EingriffligerWeißdorn 
Euonymus europaeus Pfaffenhütchen 
Ligustrum vulgare Liguster 
Lonicera xylosteum Heckenkirsche 
Prunus spinosa Schlehe 
Viburnum lantana Wolliger Schneeball 

Baumarten: 

Acer platanoides Spitz-Ahorn 
Carpinus betulus Hainbuche 
Prunus avium Vogel-Kirsche  
Quercus robur Stiel-Eiche 
Tilia cordata Winterlinde 

Bei den Obstbaum-Hochstämmen sollten vor allem lokal verbreitete Sorten berücksichtigt werden wie z.B.  

Bittenfelder,  
Brettacher,  
Gewürzluiken,  
Jakob Fischer, 
 Maunzenapfel,  
Rheinischer Bohnapfel,  
Gelbmöstler,  
Gellerts Butterbirne, 
Öberösterreicher Wasserbirne 

7. Aufhebung bestehender Bebauungspläne 

Der Geltungsbereich des Bebauungsplanes „Beinig III“ ersetzt innerhalb der Grenzen seines 
Geltungsbereiches die bestehenden rechtsverbindlichen Bebauungspläne 

8. Ordnungswidrigkeit  

Auf § 213 Baugesetzbuch (BauGB) wird hingewiesen. 
Bei der Ausführung der baulichen Anlagen und Außenanlagen sind die Festsetzungen des 
Bebauungsplanes einzuhalten. Wer einer in einem Bebauungsplan nach § 9 Abs. 1 Nr. 20 festgesetzten 
Bindung für Bepflanzungen und für die Erhaltung von Bäumen, Sträuchern und sonstigen Bepflanzungen 
dadurch zuwider handelt, dass diese beseitigt, wesentlich beeinträchtigt oder zerstört werden, handelt 
ordnungswidrig im Sinne von § 213 Abs. 1 Nr. 3 BauGB 
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Satzung über Örtliche Bauvorschriften Röhlingen -„Beinig III“ 
 

Textliche Festsetzungen 
 

Gesetzliche Grundlagen 
 
Landesbauordnung Baden-Württemberg (LBO)  
in der Fassung vom 5. März 2010 (GBl. Nr. 7, S. 358), in Kraft getreten am 1. März 2010 
zuletzt geändert am 11.11.2014 (GBI. S. 501) 
 
Planzeichenverordnung 1990 - PlanzVO 90 - vom 18.12.1990 (BGBl.1991 I, Seite 58). 
zuletzt geändert am 22.07.2011 (BGBI. IS. 1509)  
In Ergänzung der Planeinschriebe und Planzeichen wird folgendes festgesetzt: 

C  Örtliche Bauvorschriften 

1 Dachgestaltung 
(§ 74 (1) 1 LBO) 

1.1 Dachform, Dachneigung 

Für Hauptgebäude im WA1, WA2 und WA3 sind Satteldächer mit einer Neigung von 25° - 48°,  
Zeltdächer und Walmdächer mit einer Neigung von 18° - 25° und  
Pultdächer mit einer Neigung von 5° – 15° zulässig.  

Für Hauptgebäude im WA4 sind Satteldächer mit einer Neigung von 25° - 48° sowie 
Zeltdächer und Walmdächer mit einer Neigung von 18° - 25° zulässig. 

Die Dachneigung der jeweiligen Hauptdachflächen muss gleich sein. 

Für untergeordnete Bauteile sind Ausnahmen zulässig. 

Carports und Garagen mit Flachdächern sind extensiv zu begrünen, soweit diese nicht als Terrasse genutzt 
werden. 

1.2 Dachdeckung 

Die geneigten Dächer der Hauptgebäude sind mit Ziegeln oder Betondachsteinen rot bis rotbraun zu 
decken. 

Für Dächer der Hauptgebäude unter 15° ist auch Dachbegrünung zulässig.  

Eine Blecheindeckung ist nur bei einer Dachneigung bis max. 16° zulässig. Diese ist ebenfalls in den Farben 
rot bis rotbraun zu gestalten. 

Materialien zur Nutzung der Sonnenenergie sind zulässig. 

Für Dachflächen bei Wintergärten sind Eindeckungen mit farblosem Glas oder glasähnlichem Material 
zulässig 

Flachdächer sind zu begrünen.  

1.3 Dachaufbauten sind zugelassen  

Sie müssen waagrecht vom Hausgrund gemessen einen Abstand einhalten von mind.: 

0,50 m zum First und  

1,50 m zu den Gebäudegiebeln. 

2 Farbgebung:  
(§ 74(1), 1 LBO) 

Die Fassaden der baulichen Anlagen dürfen nicht mit glänzenden oder auffallenden, grell leuchtenden 
Farben ausgeführt werden. 
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3 Einfriedigungen und Stützmauern 
(§ 74(1), 3 LBO) 

3.1 Der Abstand von Grundstückseinfriedungen und Stützeinrichtungen zu öffentlichen Verkehrsflächen muss 
mindestens 0,50m betragen (incl. Straßenbordstein) und diese dürfen entlang der Straßenbegrenzungslinie 
und zwischen den einzelnen Grundstücksgrenzen von der Baugrenze bis zur öffentlichen Verkehrsfläche die 
Höhe von 0,8 m, gemessen ab Oberkante Bordstein, nicht überschreiten.  

Im Bereich der Grundstückszufahrten sind die erforderlichen Sichtfelder von Einfriedungen freizuhalten. 

3.2 Einfriedigungen gegenüber privaten Grundstücken, zur freien Landschaft und zur öffentlichen Grünfläche in 
Form von freistehenden Mauern bzw. geschlossenen, nicht transparenten Zäunen, sind unzulässig. 
Einfriedungen mit gebietsheimischen Gehölzen sind zulässig. 

3.3 Stützmauern für Auffüllungen über das Niveau des bestehenden Geländes sind entlang von 
Grundstücksgrenzen nicht zulässig. 

Stützmauern für Abgrabungen unter das Niveau des bestehenden Geländes für Tiefgaragen sind entlang 
von Grundstücksgrenzen bis zu einer Höhe von 1,5 m zulässig.  

4 Stellplätze und Garagen 
(§ 37 Abs. 1 und Abs. 2 Nr. 2 LBO) 

Pro Wohnung sind im WA1, WA2, WA3 und WA4 mindestens 1,5 Stellplätze und/oder Garagen 
nachzuweisen. Halbe Plätze werden aufgerundet. 

Auf der Zufahrt zur Garage darf ein Stellplatz pro Baugrundstück angerechnet werden 

5 Aufschüttungen und Abgrabungen:  
(§ 74 (1) 3 LBO) 

Im Zuge von Einzelbauvorhaben sind Aufschüttungen nur bis zur genehmigten EFH zugelassen. 
Abgrabungen des bestehenden Geländes sind bis höchstens 1,0 m unter das vorhandene Gelände zulässig. 

Entlang von Grundstücksgrenzen sind nur Böschungen mit einer Böschungsneigung von max. 1:2 zulässig. 

6 Regenwasserrückhaltung: 
(§ 74 Abs.3 Nr. 2 LBO) 

Auf dem Grundstück ist eine Regenwasserrückhaltung mit einem Fassungsvermögen von mind. 2,0 m³ pro 
100 m² Dachfläche und einem Drosselabfluss von 0,15 l/s und 100 m² Dachfläche herzustellen. 

 


